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Erdgashochdruckleitung HD 0801
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Die Nummerierung erfolgt nach der Planzeichenverordnung 1990. 
 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§1 bis 11 der BauNVO) 
 

1.1. Wohnbauflächen 
 
1.1.3.  Allgemeine Wohngebiete nach § 4 BauNVO 
  Die Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 bis 5 BauNVO  wer-

den ausgeschlossen.  
  (Festsetzung nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO) 
   
2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO) 
 

2.1. Geschossflächenzahl GFZ 
2.1.1.  Geschossflächenzahl GFZ = 0,7 
  Für die Parzellen 1 bis 12, 22, 26 bis 29 
  Gemeinbedarfsfläche 
 

2.1.2.  Geschossflächenzahl GFZ = 0,8 
  Für die Parzellen 13 bis 21, 23 bis 25 
 

2.1.3.  Geschossflächenzahl GFZ = 1,2 
  Für die Parzellen 30 und 31 
 

2.5. Grundflächenzahl GRZ 
2.5.1.  Grundflächenzahl GRZ = 0,35 
  Für die Parzellen 1 bis 12, 22, 26 bis 29 
  Gemeinbedarfsfläche 
 

2.5.2.  Grundflächenzahl GRZ = 0,4 
  Für die Parzellen 13 bis 21, 23 bis 25, 30 und 31 
 

2.5.3. Überschreitung GRZ Parzellen 30 und 31 
Abweichend von § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf bei den Parzellen 30 und 31 die zulässige Grundflä-
che durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeichneten Anlagen bis zu 100 vom 
Hundert überschritten werden. (Festsetzung gemäß § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO) 

 

2.7. Zahl der Vollgeschosse 
 

2.7.1.  Als Höchstgrenze zwei Vollgeschosse in der Form Erdge-
schoß und als Vollgeschoss ausgebautes Dachgeschoß 
oder  Erdgeschoß und Obergeschoss (Dachgeschoss kein 
Vollgeschoss) 

   

2.7.2.  Zwingend zwei Vollgeschosse in der Form Erdgeschoss, 
Obergeschoss und Dachgeschoss (kein Vollgeschoss) 

 

2.7.3.  Als Höchstgrenze drei Vollgeschosse in der Form Erdge-
schoß und zwei Obergeschosse 

 

2.7.4.  Gemeinbedarfsfläche 
  Als Höchstgrenze zwei Vollgeschosse in der Form Erdge-

schoß und Obergeschoß 
   

2.8.  max. Wandhöhe siehe Festsetzung 0.1.5. 
 

2.9.  max. Anzahl Wohneinheiten je Wohngebäude 
  z. B. 2 Wohneinheiten 
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3. BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO) 
 
3.1.1.  nur Einzelhäuser zulässig 
 
3.1.2.  nur Doppelhäuser zulässig 
 
3.1.4.  nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
3.4.  Baulinie 
 
3.5.1.  Baugrenze 
 
3.5.2.  Baugrenze für Tiefgarage 
 
3.5.3.  Baugrenze für Balkone im 1. OG 
 
3.5.4.  Baugrenze für Garagen, Carports, Stellplätze, Zufahrten 
 
3.5.5.  Baugrenze für Stellplätze und Zufahrtsflächen 
 
 

4. EINRICHTUNGEN UND ANLAGEN ZUR VERSORGUNG MIT GÜTERN UND 
DIENSTLEISTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BEREICHS, FLÄCHEN FÜR 
DEN GEMEINBEDARF; FLÄCHEN FÜR SPORT- UND SPIELANLAGEN 

 (§9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB) 
 
4.1.  Flächen für den Gemeinbedarf 
  Hier: Fläche für Kinderkrippe, Kindertagesstätte,  
  Kindergarten 
 
5. FLÄCHEN FÜR DEN ÜBERÖRTLICHEN VERKEHR UND DIE ÖRTLICHEN 

HAUPTVERKEHRSZÜGE 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
5.1. Straßenverkehr 
 

5.1.1.  Staatsstraße St 2143,  
  hier: Flächen für Planung Linksabbiegespur 
  (nachrichtliche Darstellung) 
 
6. VERKEHRSFLÄCHEN 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
6.1.  Straßenverkehrsfläche öffentlich  
 
6.2.  Straßenbegrenzungslinie  

 
6.3. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 
 

6.3.1.  Fußweg, öffentlich 
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7. FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, FÜR DIE ABFALLENTSORGUNG UND 
ABWASSER-BESEITIGUNG SOWIE FÜR ABLAGERUNGEN 

 (§ 9 Abs.1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) 
 

7.1.  Trafostation 
 
 

 
8. HAUPTVERSORGUNGS- UND HAUPTABWASSERLEITUNGEN 
 (§ 9 Abs.1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 
 

8.1.  Erdgashochdruckleitung HD 0801 
der Energienetze Bayern GmbH  
mit Schutzstreifen 2 x 3,0 m 

 
9. GRÜNFLÄCHEN 
 (§ 9 Abs.1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 
 
9.1.  Straßenbegleitgrün 
 
9.2.  öffentliche Grünfläche 
  (wegebegleitende Grünfläche) 
 
 
13. PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR 

MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT   (§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)  

 
13.2. Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen und für die Erhal-

tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen  sowie von Gewässern  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB) 
 
13.2.1.  Baum der Wuchsklasse II, privat 

 
 

13.2.2.  lockere raumbildende Gehölzpflanzung,  
ein Gehölz / 2,25m² 
 

 
 
14. REGELUNGEN FÜR DIE STADTERHALTUNG UND DEN DENKMALSCHUTZ 
 (§ 9 Abs. 6, § 172 Abs. 1 BauGB) 
 
14.1.  Bodendenkmal mit Nummer  
  (nachrichtliche Übernahme) 
   (§ 172 Abs. 1 BauGB) 

 

D-2-7439-0153
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15. SONSTIGE PLANZEICHEN 
 
15.3. Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB) 
 
15.3.1.  Garagen, Zufahrt in Pfeilrichtung 
 
 
15.3.2.  Garagenzufahrt  
 
 
15.13.  Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungs- 

und Grünordnungsplans 
(§ 9 Abs. 7 BauGB ) 

 
15.15.  Hauptfirstrichtung, zwingend einzuhalten 

Gz

Ga
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16. KARTENZEICHEN FÜR DIE BAYERISCHEN FLURKARTEN, GRENZPUNKTE UND 
GRENZEN 

 
16.1.  Flurstücksnummer 

 
16.2.  Grenzstein 

 
16.3.  Flurstücksgrenze 

 
 

 
 
16.4.  Gebäude, Nebengebäude Bestand 

(mit Eintragung Hausnummer) 
 
 
 

17. VERSCHIEDENES 
 
17.1.  Grundstücksnummerierung 

 
17.2.  Teilung der Grundstücke im Rahmen einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung  
 

17.3.  Stellplätze Privat 
(vorgeschlagene Einteilung) 
 

17.4.  Tiefgarage 
 

17.5.  Rampe Tiefgarage 
(vorgeschlagener Standort) 
 
 
 

17.6.  Maststandort Straßenbeleuchtung 
(nachrichtliche Übernahme Planung ÜZW) 
 

17.7.  Firstrichtung 
(vorgeschlagen) 
 

 

PLANLICHE HINWEISE
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
0.1. BEBAUUNG 
 
0.1.1. BAUWEISE 
 
0.1.1.1. offen nach § 22 Abs. 2 BauNVO 
 
0.1.1.2. Abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO für die Parzellen 13 bis 21  
 Es darf jeweils an die nordöstliche Grundstücksgrenze bis zur Baugrenze herangebaut werden. 
 
0.1.1.3. Abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO für die Parzellen 24 bis 25  
 Es darf jeweils an die nordwestliche Grundstücksgrenze bis zur Baugrenze herangebaut werden. 
 
0.1.1.4. Abweichende Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO für Carports Parzelle 31:  
 Das Carportgebäude darf im Bereich der entsprechenden Baugrenze in voller Länge an die Grund-

stücksgrenze herangebaut werden. 
 
  
0.1.2. GESTALTUNG DES GELÄNDES 
 
0.1.2.1. Das Gelände darf insgesamt in seinem natürlichen Verlauf auch durch die Errichtung von Bauwerken

nicht wesentlich verändert oder gestört werden, damit das vorhandene Landschaftsrelief erhalten bleibt.
 Zulässig sind Geländeanschüttungen und -abgrabungen bis zu 50 cm. Geländeabstufungen an den

Grundstücksgrenzen, beispielsweise durch Stützmauern, sind unzulässig. 
 
 
0.1.3. EINFRIEDUNGEN 

Örtliche Bauvorschrift gem. Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO 
 
0.1.3.1. Art: Zu den Verkehrsflächen hin sind nur Holz- oder Metall-

zäune mit senkrechter Lattung zulässig (Verkehrsfläche 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB). 
 

0.1.3.2. Höhe: straßenseitige Begrenzung: 
Über Straßen- bzw. Gehsteigoberkante mindestens 1,0 
m, höchstens 1,20 m. 
 

0.1.3.3. Sockel und Mauern: Unzulässig. 
 
 
0.1.4. GARAGEN UND NEBENGEBÄUDE 
 
0.1.4.1. Garagenvorplätze und -zufahrten bzw. Stellplätze sind wasserdurchlässig zu gestalten. 
 
0.1.4.2. Für Garagen und Nebengebäude der Parzellen sind Sattel- und begrünte Flachdächer sowie Pultdächer

zulässig.   
 
0.1.4.3. Zwischen Garagentor und öffentlicher Verkehrsfläche muss ein Abstand von mindestens 5,0 m freige-

halten werden, wobei dieser Raum keine Toranlage enthalten darf. Grenzen die Garagenzufahrten
zweier unterschiedlicher Parzellen aneinander, ist in diesem Bereich eine Abgrenzung der Grundstücke
durch eine Einfriedung nicht zulässig.  

 
0.1.4.4. Für Garagen gilt eine maximale Wandhöhe von 3,0 m ab Straßenoberkante. 
 
 



EG Vollgeschoss, DG Vollgeschoss

Dachneigung 35° -  45°
Dachform Satteldach
Dachdeckung Dachziegel aus Ton oder Dachsteine aus Beton

Farbe naturrot, dunkelrot, dunkelbraun, schwarz
Wandhöhe traufseitig max. 5,5 m ab Straßenoberkante
Dachgauben pro 3,5 lfdm Dachfläche ist eine Dachgaube

zulässig. Die Ansichtsfläche einer Dachgaube
darf max. 3,0 m² betragen. Negative Dachgauben
(Einschnitte in die Dachfläche)
sind nicht zugelassen.

Zwerchgiebel Zwerchgiebel dürfen in der Breite1
3 der Trauflänge

des Haupthauses nicht überschreiten.
Max. Tiefe: 1,50 m
Der First des Zwerchgiebels muss mind. 1,0 m
unter dem First des Hauptdaches liegen.
Im Bereich des Zwerchgiebels ist eine
Überschreitung der Wandhöhe zulässig.

Dachüberstände max. 0,80 m, bei Balkon max. 1,50 m zulässig.

Gebäudetyp I  (Einzelhaus 2 WE)

EG + OG Vollgeschosse, DG kein Vollgeschoss

Dachform bei Doppelhäusern Satteldach bis DN 35°
bei Übrigen:
Satteldach, versetztes Satteldach, DN bis 35°
Walmdach, Zeltdach, DN bis 25°

Dachdeckung Dachziegel aus Ton oder Dachsteine aus Beton
Farbe naturrot, dunkelrot, dunkelbraun, schwarz

Wandhöhe traufseitig max. 6,5 m ab Straßenoberkante
Dachgauben unzulässig
Zwerchgiebel unzulässig.
Dachüberstände max.1,0 m, bei Balkon max. 1,50 m zulässig.

Gebäudetyp II
(Einzelhaus 2 WE, Doppelhaus)

DG

OG

EG

EG

DG

W
H 

ma
x. 

5,5
 m

W
H 

ma
x. 

6,5
 m

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
0.1.5. GEBÄUDE 
 
0.1.5.1. Zur planlichen Festsetzung der Ziffer 2.7.1., als Höchstgrenze zwei Vollgeschosse in der Form Erdge-

schoß und ein als Vollgeschoß ausgebautes Dachgeschoß oder Erdgeschoß, Obergeschoß und Dach-
geschoß (kein Vollgeschoss)  für die Parzellen 7 bis 29: 

 Wahlweise Gebäudetyp I oder II entsprechend Festsetzungen unter 0.1.5.4. 
 
0.1.5.2. Zur planlichen Festsetzung der Ziffer 2.7.2., zwingend zwei Vollgeschosse in der Form Erdgeschoß,

Obergeschoß und Dachgeschoß (kein Vollgeschoß). für die Parzellen 1 bis 6: 
 Gebäudetyp II entsprechend Festsetzungen unter 0.1.5.4.  
 
0.1.5.3. Zur planlichen Festsetzung der Ziffer 2.7.3., als Höchstgrenze drei Vollgeschosse in der Form Erdge-

schoß und zwei Obergeschosse, Teilbereich zweigeschossig.  
 Für die Parzellen 30 und 31: 
 Gebäudetyp III entsprechend Festsetzungen unter 0.1.5.4.  
 
0.1.5.4. Gebäudetypen zu den Festsetzungen 0.1.5.1. bis 0.1.5.3.: 
 



III EG + 1.OG + 2.OG Vollgeschosse

Dachform Pultdach
Dachneigung Pultdach max. 8°
Dachdeckung Metallbahnen Alu, Titanzink
Wandhöhe traufseitig max. 9,2 m ab Straßenoberkante

zweigeschossiger Bereich max. 7,2 m
ab Straßenoberkante

Firsthöhe max. 10,7 m ab Straßenoberkante
Dachgauben unzulässig
Zwerchgiebel unzulässig
Dachüberstände max. 0,3 m, Dachterrassen dürfen bis VK Außenwand

des darunterliegenden Geschosses überdacht werden
Balkonüberdachung max. 1,50 m zulässig

Gebäudetyp III
(Mehrfamilienhaus)

2.OG

1.OG

EGW
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
0.1.5.4. Fortsetzung Gebäudetypen 
 

0.1.5.5. Zur planlichen Festsetzung der Ziffer 2.7.4. 
 Gemeinbedarfsfläche Kinderkrippe, Kindertagesstätte, Kindergarten 
 als Höchstgrenze zwei Vollgeschosse in der Form Erdgeschoß und Obergeschoß 
   

Dachform: Satteldach, Pultdach, begrüntes Flachdach 
Dachneigung: max. 15 bei Pultdach 

15 - 35 bei Satteldach 
Dachdeckung: Zulässig sind nur Ziegel (Beton oder Ton) in den Farben 

naturrot dunkelrot dunkelbraun, schwarz,  
bei Pultdach auch nichtspiegelndes Metall,  
Flachdach Begrünung. 

Wandhöhe: max. 7,0 m ab Straßenoberkante 
 

0.1.6. STELLPLATZBEDARF 
 

0.1.6.1. Für die Anzahl und Gestaltung der notwendigen Stellplätze und Garagen gilt die Stellplatzsatzung des
Marktes Ergolding. 

 
0.1.7. ABSTANDSFLÄCHEN 
 

0.1.7.1. Die Tiefe der Abstandsflächen richtet sich nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO. Dies gilt nicht für die unter
0.1.1.2. bis 0.1.1.4. festgesetzten Fälle der abweichenden Bauweise. 

 



TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
0.2. Grünordnung 
 

0.2.1. Es sind ausschließlich standortgerechte heimische Laubgehölze entsprechend der Artenliste für Gehölz-
pflanzungen zu verwenden. Die Artenliste ist Bestandteil der Satzung und liegt der Begründung als An-
hang bei. 

 

0.2.2.  Die „öffentlichen Grünflächen – Straßenbegleitgrün“ sind als Schotterrasen bzw. Wiesenstreifen (Baum-
graben) auszubilden.  

 

0.2.3. Gehölzpflanzung auf Privatgrundstücken 
 Auf den nach baulichen Vorschriften nicht überbaubaren Grundstücken ist zur Durchgrünung des Bau-

gebiets auf je 300 m² mindestens ein Baum standortgemäßer bzw. ortsüblicher Art mit wenigstens 5 cm
Stammdurchmesser, gemessen in 1,00 m Höhe, zu pflanzen. Die unter 0.2.4. festgesetzten Gehölze zur
Straßenraumbegrünung dürfen angerechnet werden. 

 

0.2.4. Bäume der Wuchsklasse 2 
 Es sind gemäß Planzeichen 13.2.1. Bäume der Wuchsklasse 2 zu pflanzen und zu pflegen. Obstbäume

sind bevorzugt als Hochstamm zu verwenden. Bei Einhaltung der festgesetzten Anzahl sind Abweichun-
gen in der räumlichen Anordnung zulässig. Es sind die Gehölze der Pflanzenliste zu verwenden. Vorge-
schlagene Pflanzgröße: Hochstamm, 12-14 cm Stammumfang 

 
0.2.5. Lockere raumbildende Gehölzpflanzung (öffentliche Grünflächen) 
 Die Gehölzpflanzung ist gemäß Planzeichen 13.2.2. baumreich anzulegen. 20 % der Gehölze sind als

Heister zu pflanzen. Der Pflanzabstand beträgt 2,50 x 2,50 m. Es sind die Gehölze der Artenliste zu
verwenden. 

 

0.2.6. Bepflanzung und Pflege 
 Die Bepflanzung muß in der Vegetationsperiode nach der Fertigstellung des Wohngebäudes erfolgen.

Ausfall muss auf Kosten der Eigentümer nachgepflanzt werden. 
 

0.2.7. Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen (z.B. Rasengittersteine, Schotterrasen
oder Pflaster mit mind. 3cm breiten Rasenfugen). 

 

0.2.8. Öffentliche Fuß- und Radwege an Straßen sind als Asphalt- oder Pflasterflächen auszuführen.  
 

0.2.9. Fußwege innerhalb der Grünflächen, Garagenzufahrten und Stellplätze sind wasserdurchlässig zu ge-
stalten (z.B. wassergebundene Decke). 

 



TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
0.3. Immissionsschutz 
 

0.3.1. Baulicher Schallschutz zum Schutz vor Verkehrslärmeinwirkungen im Sinn von § 9, 
Abs. 1, Nr. 24 BauGB  
 
1. Bei Änderungen und Neuschaffung von schutzbedürftigen Nutzungen im Sinne der DIN 4109-1:2016-
07. "Schallschutz im Hochbau, - Teil 1: Mindestanforderungen" (z.B. Aufenthaltsräume in Wohnungen,
Übernachtungsräume in Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume, Büroräume) sind passive Schall-
schutzmaßnahmen an den Gebäudefassaden erforderlich.  
2. Die schalltechnische Untersuchung mit dem Titel "Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungs-
plan "Schmidtfeld" des Marktes Ergolding" der BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH mit der Bezeich-
nung "LA18-166-G04-01" vom 19.11.2018 ist Bestandteil der Satzung (siehe Anlage Begründung).  
3. In diesem Bericht sind in Kapitel 9 in Verbindung mit dem Plan in der Anlage 13.2 zu diesem Bericht
die Lärmpegelbereiche festgesetzt. Die sich nach der Außenflächengröße, Raumgrundfläche usw. er-
forderlichen Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind nach der DIN 4109-1:2016-07. "Schallschutz im
Hochbau, - Teil 1: Mindestanforderungen", Kapitel 7.2 bis 7.4 zu berechnen.  
5. Erforderliche Fenster von schutzbedürftigen Nutzungen sind nach Südosten zu orientieren. Wenn dies
nicht möglich ist, sind diese durch vorgelagerte Räume wie Wintergärten, Loggien oder anderen Puffer-
räumen bzw. durch aktive Belüftungen zu schützen. Diese Räume dürfen zur Nutzung als Wohn- Schlaf-
oder Kinderzimmer nicht geeignet sein. Das Schalldämm-Maß der Außenbauteile dieser vorgelagerten
Räume muss einen Wert von mindestens 15 dB aufweisen. Ausnahmsweise kann zugelassen werden,
dass auf diese Räume verzichtet wird.  
6. Die erforderlichen Schalldämm-Maße können auch auf Grundlage von Lärmpegelberechnungen
und/oder Messungen im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. des Freistellungsverfahrens er-
mittelt werden. Die sich aus der bauaufsichtlich eingeführten DIN 4109: 2016-07 und sich aus den aner-
kannten Regeln der Technik ergebenden Mindestanforderungen sind zu beachten.  
 
Hinweis:  Die hier festgesetzten Schalldämm-Maße der Außenbauteile sind Mindestanforderungen ent-

sprechend der im Zeitraum des Bebauungsplanverfahrens aktuellen Gegebenheiten. Auf-
grund Änderungen von Berechnungsmethoden oder anderen Lärmbelastungen können sich
andere Anforderungen für die Schalldämm-Maße der Außenbauteile ergeben. Dies ist jeweils
im Rahmen des Genehmigungsverfahrens bzw. des Genehmigungsfreistellungsverfahrens
durch den Bauwerber zu prüfen.  

 
0.3.2. Zugänglichkeit der Normen, Richtlinien und Vorschriften  

 
Alle Normen und Richtlinien können beim Markt Ergolding im Rathaus zu den üblichen Dienstzeiten
zusammen mit den übrigen Bebauungsplanunterlagen eingesehen werden. Die genannten Normen und
Richtlinien sind beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesichert hinterlegt. Die genannten Normen
und Richtlinien sind bei der Beuth-Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen (Beuth Verlag GmbH, Burggrafen-
straße 6, 10787 Berlin).  

 



TEXTLICHE HINWEISE

A. WASSERWIRTSCHAFT 

Die Entwässerung erfolgt im Trennsystem. In der Werkstraße ist ein Schmutzwasserkanal sowie ein
Regenwasserkanal vorhanden. Die Einleitungsgenehmigung für den Schmutzwasserkanal wird im Zuge
der Objektplanung geprüft und gegebenenfalls für den Bereich ergänzt. 
Für das Baugebiet wurde durch das Ingenieurbüro Geoplan mit Datum vom 15.3.2018 eine Baugrun-
derkundung durchgeführt, die der Begründung zum Bebauungsplan im Anhang beiliegt. Darin wird fest-
gestellt, dass eine Versickerung des Niederschlagswassers nicht möglich ist. 
Somit sind vor Ableitung des Niederschlagswassers entsprechende Pufferungen vorzusehen. Dabei ha-
ben sich kombinierte Anlagen mit einem Teil Zisterne für die Brauchwassernutzung und einem Teil Re-
tentionsraum (Puffervolumen) bewährt. Das  Niederschlagswasser von den öffentlichen Flächen wird
ebenfalls durch geeignete Anlagen zurückgehalten (z. B. Stauraumkanäle) und anschließend über den
bestehenden Kanal in der Werkstraße abgeleitet.  
Die Regenwasserrückhaltung ist nach den vorliegenden Bemessungsregeln (DWA M 153 „Umgang mit
Regenwasser" und DWA A 117 „Bemessung von Regenrückhalteräumen“) zu dimensionieren. Dabei ist
auch die Aufnahmefähigkeit des Einleitungsgewässers nachzuweisen.  
Die Versickerungsfähigkeit der Grundfläche ist vor allem soweit wie möglich durch geeignete Maßnah-
men (z.B. Rasengittersteine, rasenverfugtes Pflaster auf untergeordneten Verkehrsflächen usw.) auf-
recht zu erhalten. Die Bodenversiegelung ist auf das unumgängliche Maß zu beschränken (insbeson-
dere bei Grundstückszufahrten und Gehwegen). 
Erforderlichenfalls sind Schutzvorkehrungen gegen Hang-, Schicht- und Grundwasser durch die jeweili-
gen Eigentümer selbst zu treffen. Mit aufsteigendem Grundwasser ist zu rechnen. 
 

B. GEHÖLZPFLANZUNGEN 

Die Bepflanzungen haben die nach Art. 47 ff des Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch
erforderlichen Abstände zu Nachbargrundstücken einzuhalten.  
 

C. Hinweise Regierung von Niederbayern - Gewerbeaufsichtsamt 

Fundmunition 
Das Gebiet um den Landshuter Bahnhof wurde im 2. Weltkrieg flächig bebombt. Es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass Ausläufer der Bebombung bis in den zu bebauenden Bereich gegangen sind. Vor Beginn der
Arbeiten ist eine Gefahrenbewertung hinsichtlich eventuell vorhandener Fundmunition durchzuführen.
Die grundsätzliche Pflicht zur Gefahrenerforschung und einer eventuellen vorsorglichen Nachsuche liegt
beim Grundstückseigentümer. Im Rahmen der Gefahrenerforschung ist vom Grundstückseigentümer zu
prüfen, ob Zeitdokumente wie die Aussagen von Zeitzeugen oder Luftbilder der Befliegungen durch die
Alliierten vorliegen, die einen hinreichend konkreten Verdacht für das Vorhandensein von Fundmunition
geben. Das "Merkblatt über Fundmunition" und die Bekanntmachung "Abwehr von Gefahren durch
Kampfmittel (Fundmunition)" des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren sind zu beachten. 
 
Sicherheit bei Arbeiten an Gasleitungen 
Direkt an das zu bebauende Gebiet verläuft eine Gasleitung. Die organisatorischen und technischen
Schutzmaßnahmen der DGUV Regel 100-500 Betreiben von Arbeitsmitteln, Kapitel 2.31 Arbeiten an
Gasleitungen sind einzuhalten. Arbeiten an Gasleitungen dürfen nur von unterwiesenen Personen und
unter entsprechender Aufsicht ausgeführt werden. 
 

D. LANDWIRTSCHAFT 

Das allgemeine Wohngebiet grenzt im Nordosten an landwirtschaftlich genutzte Flächen an. Daher müs-
sen insbesondere Geruch, Staub, Lärm und Erschütterung aus den landwirtschaftlich genutzten Flächen
im Rahmen der rechtlichen Zulässigkeit in Kauf genommen werden. 
 

E. Anlagen zur Stromversorgung auf Privatgrundstücken 

Gegebenenfalls notwendige Technische Anlagen zur Stromversorgung wie Kabel und Kabelverteiler
können auf den Privatgrundstücken geplant werden und sind zu dulden.  



TEXTLICHE HINWEISE

F. DENKMALSCHUTZ 

Im Bereich um das Planungsgebiet sind einige Bodendenkmäler bekannt. Im östlichen Teil des Gel-
tungsbereichs liegt ein Teilbereich des Bodendenkmals mit der Nr. D-2-7439-0153 „Siedlung vor- und
frühgeschichtlicher Zeitstellung“. Dieses sowie die umliegenden Bodendenkmäler werden im Bebau-
ungsplan nachrichtlich dargestellt. 

 

 
Auszug aus dem Bayern-Viewer Denkmal, Stand 9.9.2021 - Bodendenkmäler rot schraffiert, Geltungsbereich blau gestrichelt 
 

Art. 7 DSchG 
Ausgraben von Bodendenkmälern 
(1) 1 Wer auf einem Grundstück nach Bodendenkmälern graben oder zu einem anderen Zweck Erdar-
beiten auf einem Grundstück vornehmen will, obwohl er weiß oder vermutet oder den Umständen nach
annehmen muß, daß sich dort Bodendenkmäler befinden, bedarf der Erlaubnis. 2 Die Erlaubnis kann
versagt werden, soweit dies zum Schutz eines Bodendenkmals erforderlich ist. 
(2) 1 Die Bezirke können durch Verordnung bestimmte Grundstücke, in oder auf denen Bodendenkmäler
zu vermuten sind, zu Grabungsschutzgebieten erklären. 2 In einem Grabungsschutzgebiet bedürfen alle
Arbeiten, die Bodendenkmäler gefährden können, der Erlaubnis. 3  Art. 6 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 gelten
entsprechend. 4 Grabungsschutzgebiete sind im Flächennutzungsplan kenntlich zu machen. 
(3) Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 gelten nicht für Grabungen, die vom Landesamt für Denkmalpflege
oder unter seiner Mitwirkung vorgenommen oder veranlaßt werden. 
(4) 1 Wer in der Nähe von Bodendenkmälern, die ganz oder zum Teil über der Erdoberfläche erkennbar
sind, Anlagen errichten, verändern oder beseitigen will, bedarf der Erlaubnis, wenn sich dies auf Bestand
oder Erscheinungsbild eines dieser Bodendenkmäler auswirken kann. 2  Art. 6 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3
gelten entsprechend. 
(5) 1 Soll eine Grabung auf einem fremden Grundstück erfolgen, so kann der Eigentümer verpflichtet
werden, die Grabung zuzulassen, wenn das Landesamt für Denkmalpflege festgestellt hat, daß ein be-
sonderes öffentliches Interesse an der Grabung besteht. 2 Der Inhaber der Grabungsgenehmigung hat
den dem Eigentümer entstehenden Schaden zu ersetzen. 

 



TEXTLICHE HINWEISE

G. Hinweise Eisenbahnbundesamt 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die Betriebsanlagen und die
Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öf-
fentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach
§ 3 des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 
Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von dem Vorhaben berührt. Im Umgriff des Bebau-
ungsplans „Schmidtfeld“ verläuft die Bahnstrecke Nr. 5500 München-Regensburg, eine Betriebsanlage
der Eisenbahn des Bundes. Die Betroffenheit ergibt sich im Bereich der Eisenbahnunterführung der v.g.
Bahnstrecke. 
Grundsätzlich ist sicherzustellen, dass bei der Durchführung der Maßnahme weder die Substanz der
Eisenbahnbetriebsanlage noch der darauf stattfindende Eisenbahnverkehr gefährdet werden. Sofern
dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung der Infrastrukturbetreiberin DB
Netz AG als Trägerin öffentlicher Belange und als Grundstückseigentümerin und –nachbarin über die
Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Barthstr. 12, 80339 München, empfohlen. Denn das Eisenbahn-
Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planungen aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebs-
anlagen. Bei Beachtung nachfolgender Hinweise bestehen von Seiten des Eisenbahn-Bundesamtes
keine Bedenken. 
Allgemein gilt, dass bei Baumaßnahmen im Bereich von Bahnanlagen deren Standsicherung und Funk-
tionstüchtigkeit sowie die Zugänglichkeit zu den Betriebsanlagen jederzeit zu gewährleisten ist. 
Bauarbeiten müssen grundsätzlich außerhalb des Druckbereichs/Stützbereichs von Eisenbahnver-
kehrslasten durchgeführt werden. 
Bei Bauarbeiten in Bahnnähe sind die Sicherheitsauflagen aus dem Eisenbahnbetrieb zu beachten. 
Erdaushub und Auffüllmaterial dürfen nicht auf Bahngrund zwischen- oder abgelagert werden. Lagerun-
gen von Material entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass keine Baustoffe/Abfälle in
den Gleisbereich gelangen. 
Im Rahmen von Bebaumaßnahmen ist insbesondere bei Einsatz von Baumaschinen darauf zu achten,
dass die Abstandsflächen zur Bahnlinie eingehalten werden und bei Einsatz von Kränen, durch die Be-
triebsanlagen der Eisenbahn überschwenkt werden, der Aufstellort des Krans sowie das weitere Vorge-
hen mit der DB Netz AG abgestimmt werden. 
Generell ist zu beachten, dass Betriebsanlagen der Eisenbahn des Bundes i.S.d. § 18 Allgemeines Ei-
senbahngesetz (AEG) zu denen gem. § 4 Abs. 1 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) neben
den Schienenwagen auch Grundstücke, Bauwerke und sonstige Einrichtungen gehören, die unter Be-
rücksichtigung der örtlichen Verhältnisse zur Abwicklung oder Sicherung des Reise- oder Güterverkehrs
auf der Schiene erforderlich sind, unter der Fachplanungshoheit des Eisenbahn-Bundesamtes (§ 38
BauGB) stehen. Für Änderungen an Betriebsanlagen der Eisenbahn des Bundes sind die entsprechen-
den Anträge auf planungsrechtliche Zulassungsentscheidung nach § 18 AEG über die DB AG beim 
Eisenbahn-Bundesamt zu stellen. 
Durch Bebauungspläne dürfen Betriebsanlagen der Eisenbahn des Bundes nicht geändert werden. Bau-
leitpläne nach dem BauGB ersetzen mangels Konzentrationswirkung kein Zulassungsverfahren nach §
18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG). 
Hinsichtlich der Immissionen aus Schienenlärm und Erschütterung durch den gewöhnlichen Eisenbahn-
betrieb sind diese hinzunehmen und ggf. im Bebauungsplan zu regeln. 
Wie aus der Begründung zum Bebauungs- und Grünordnungsplan „Schmidtfeld“ zu entnehmen ist, wur-
den die Immissionen aus Verkehrslärm in einem Schallgutachten durch BEKON Lärmschutz & Akustik
GmbH bewertet. 

 



TEXTLICHE HINWEISE

H. Hinweise der Deutschen Bahn AG, DB Immobilien 

 
Immobilienrechtliche Belange 
Bei dem in den Geltungsbereich einbezogenen Flurstück 768 handelt es sich um bahneigenen Grund-
besitz. Bei diesen überplanten Flächen handelt es sich weiter um gewidmete Eisenbahnbetriebsanlagen,
die dem Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) unterliegen. 
Änderungen an Eisenbahnbetriebsanlagen unterliegen demnach dem Genehmigungsvorbehalt des
EBA (§§ 23 Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 BEVVG i.V.m. § 18 AEG). Die
Planungshoheit für diese Betriebsanlagen der Eisenbahn liegt ausschließlich beim Eisenbahn-Bundes-
amt; in jedem Fall ist damit die betreffende Fläche sowohl formell als auch materiell von den Festset-
zungen eines gemeindlichen Bauleitplanes freigestellt (vgl. Grundsatzentscheidung des BVerwG, Urteil
vom 16.12.1988, Az. 4 C 48.86 = BVerwG 81.111 = DVBl 89, 458, bestätigt durch den Beschluss vom
05.10.1990, Az. 4 B 1.90; vgl. auch das Urteil des BayVGH vom 26.06.90, Az. 14 B 88.2428). 
Veränderungen an der SÜ bei Bahn - km 80,20 sind mit der DB Netz AG im Rahmen des EKrG abzu-
stimmen. Die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO sowie sonstige baurechtliche und nachbarrechtliche
Bestimmungen sind einzuhalten. 
Werden, bedingt durch die Ausweisung neuer Baugebiete (o.ä.), Kreuzungen von Bahnstrecken mit Ka-
nälen, Wasserleitungen usw. erforderlich, so sind hierfür entsprechende Kreuzungs- bzw. Gestattungs-
anträge bei DB AG, DB Immobilien, Region Süd, Barthstraße 12, 80339 München, zu stellen. 
 
Infrastrukturelle Belange 
Durch die Inhalte, Festlegungen und Zielsetzungen der Bauleitplanung dürfen der gewöhnliche Betrieb
der bahnbetriebsnotwendigen Anlagen einschließlich der Maßnahmen zur Wartung und Instandhaltung
sowie Maßnahmen zu Umbau, Erneuerung oder ggf. notwendiger Erweiterungen keinesfalls verzögert,
behindert oder beeinträchtigt werden. 
Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung und dem Un-
terhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn AG weiterhin zweifels-
frei und ohne Einschränkungen im öffentlichen Interesse zu gewähren. 
Bei Planungs- und Bauvorhaben in räumlicher Nähe zu Bahnbetriebsanlagen ist zum Schutz der Bau-
maßnahme und zur Sicherung des Eisenbahnbetriebs das Einhalten von Sicherheitsabständen zwin-
gend vorgeschrieben. 
Bahngrund darf nur in Abstimmung mit der DB Netz AG und nach Unterweisung gegen die Gefahren
aus dem Eisenbahnbetrieb betreten werden. Die erforderlichen Festlegungen sind rechtzeitig mit dem
zuständigen Bezirksleiter der DB Netz AG abzustimmen. 
Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau-/Hubgeräten (z. B. (Mobil-)Kran, Bagger etc.) ist das Über-
schwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsanlagen mit angehängten Lasten oder herunterhän-
genden Haken verboten. Die Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Bau einer Überschwenkbegren-
zung (mit TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller bzw. dessen Rechtsnach-
folger zu tragen. 
Werden bei einem Kraneinsatz ausnahmsweise Betriebsanlagen der DB überschwenkt, so ist mit der
DB Netz AG eine schriftliche Kranvereinbarung abzuschließen, die mindestens 4 – 8 Wochen vor
Kranaufstellung bei der DB Netz AG zu beantragen ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird
hingewiesen. 

 



TEXTLICHE HINWEISE
Forts. H: Allgemeine Hinweise bei Bauten nahe der Bahn 

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges Hineingelangen
in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 EBO unzulässig und durch geeignete und
wirksame Maßnahmen grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies gilt auch während der Bauzeit.
Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen, Betriebseinrichtungen
oder Fahrzeuge zu beschädigen oder zu verunreinigen, Schranken oder sonstige Sicherungseinrichtun-
gen unerlaubt zu öffnen, Fahrthindernisse zu bereiten oder andere betriebsstörende oder betriebsge-
fährdende Handlungen vorzunehmen. 
Bei Wohnbauplanungen in der Nähe von lärmintensiven Verkehrswegen wird auf die Verpflichtung des
kommunalen Planungsträgers hingewiesen, aktive (z. B. Errichtung Schallschutzwände) und passive (z.
B. Riegelbebauung) Lärmschutzmaßnahmen zu prüfen und festzusetzen. 
Je weiter die Orientierungswerte der DIN 18005-1 überschritten werden, d.h. je stärker der Lärm das
Wohnen beeinträchtigt, desto gewichtiger müssen die für die Wohnbauplanung sprechenden städtebau-
lichen Gründe sein und umso mehr hat die Gemeinde die baulichen und technischen Möglichkeiten
auszuschöpfen, die ihr zu Gebote stehen, um diese Auswirkung zu verhindern. 
Abwägungsfehler bei der Abwägung der Belange des Immissionsschutzes und insb. Der Anforderungen
an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse in Ansehung der Immissionen aus dem Bahnbetrieb sind
erheblich i.S.d. § 214 BauGB und führen zur Unwirksamkeit des Bebauungsplans (Urteil VGH Kassel
vom 29.03.2012, Az: 4 C 694/10.N). 
Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen, insbesondere Gleisen, müssen den Be-
langen der Sicherheit des Eisenbahnbetriebes entsprechen. 
Abstand und Art von Bepflanzungen müssen so gewählt werden, dass diese z. B. bei Windbruch nicht
in die Gleisanlagen fallen können. Diese Abstände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.
a.) ständig zu gewährleisten. Abstand und Art der Bepflanzung müssen so gewählt werden, dass diese
bei Windbruch nicht in die Gleisanlagen fallen können. Der Mindestpflanzabstand zur nächstliegenden
Gleisachse ergibt sich aus der Endwuchshöhe und einem Sicherheitsabstand von 2,50 m. Diese Ab-
stände sind durch geeignete Maßnahmen (Rückschnitt u.a.) ständig zu gewährleisten. 
Wir bitten deshalb, entsprechende Neuanpflanzungen in unmittelbarer Bahnnähe von vornherein aus-
zuschließen. 
Nach § 4 Nr. 3 BNatSchG ist auf Flächen, die ausschließlich oder überwiegend Zwecken u. a. des öf-
fentlichen Verkehrs als wichtige öffentliche Verkehrswege dienen, deren bestimmungsgemäße Nutzung
zu gewährleisten. Demgemäß dürfen wichtige Verkehrswege (Bahnanlagen) in ihrer bestimmungsge-
mäßen Nutzung nicht beeinträchtigt werden. 
Ein Zugang zu den bahneigenen Anlagen für Inspektions-, Wartungs- und Instandhaltungsmaßnahmen
ist sicherzustellen. 
 
Die Standsicherheit und Funktionstüchtigkeit der Bahnbetriebsanlagen, insb. der Gleise und Oberleitun-
gen und -anlagen, ist stets zu gewährleisten. 
Die vorgegebenen Vorflutverhältnisse der Bahnkörper-Entwässerungsanlagen (Durchlässe, Gräben
usw.) dürfen nicht beeinträchtigt werden. Den Bahndurchlässen und dem Bahnkörper darf von geplanten
Baugebieten nicht mehr Oberflächenwasser als bisher zugeführt werden. 
Die Entwässerung des Bahnkörpers muss weiterhin jederzeit gewährleistet sein. 
Einer Ableitung von Abwasser, Oberflächenwasser auf oder über Bahngrund bzw. durch einen Bahn-
durchlass oder einer Zuleitung in einen Bahnseitengraben bedarf einer gesonderten Prüfung. 
Baumaßnahmen in Nähe von Bahnbetriebsanlagen erfordern umfangreiche Vorarbeiten und Siche-
rungsvorkehrungen zum Schutz der Kabel, Leitungen und Anlagen der DB AG. In unmittelbaren Bereich
von DB-Liegenschaften muss jederzeit mit dem Vorhandensein betriebsnotwendiger Kabel und Leitun-
gen gerechnet werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich betriebsnotwendige Kabel, Leitungen und Verrohrungen auf der
DB Liegenschaft befinden. Vor Durchführung von Maßnahmen im unmittelbaren Bereich von Bahnanla-
gen / an der Grundstücksgrenze ist eine gesonderte Prüfung erforderlich einschließlich einer Kabelein-
weisung durch die DB AG. 
Eine Beteiligung der DB Kommunikationstechnik GmbH hat ergeben, dass im betroffenen Bereich Be-
triebsanlagen der DB AG liegen. Die Anlage „Betreiberauskunft zu Kabeltrassen und TK-Anlagen der
DB AG incl. Kabellagepläne und den darin genannten Anlagen“ vom 21.09.2020 (Zeichen: 2020 025
720) ist zwingend zu berücksichtigen. 

 



TEXTLICHE HINWEISE
Forts. H: Bei Aufgrabungen nahe der Grundstücksgrenze ist vor Baubeginn eine Kabeleinweisung mit entspre-

chender Kostenübernahme notwendig. 
Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung und dem Un-
terhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn weiterhin zweifelsfrei
und ohne Einschränkungen zu gewähren. 
Die uneingeschränkte Zugangs- und Zufahrtmöglichkeit zu den vorhandenen Bahnanlagen und Leitun-
gen muss auch während der Bauphase für die Deutsche Bahn AG, deren beauftragten Dritten bzw.
deren Rechtsnachfolger jederzeit gewährleistet sein. 
Baumaterial, Bauschutt etc. dürfen nicht auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden, es sei
denn, es wird aufgrund vorübergehender Inanspruchnahme von Bahngrund ein Kurzzeitmietvertrag ab-
geschossen (Baustelleneinrichtungsfläche). 
Lagerungen von Baumaterialien entlang der Bahngeländegrenze sind so vorzunehmen, dass unter kei-
nen Umständen Baustoffe / Abfälle in den Gleisbereich (auch durch Verwehungen) gelangen. 
Grenzsteine und Kabelmerksteine sind vor Baubeginn zu sichern. Sie dürfen nicht überschüttet oder
beseitigt werden. Erforderlichenfalls sind sie zu Lasten des Bauherrn neu einzumessen und zu setzen. 
Zur Umsetzung von Maßnahmen darf kein Bahngelände in Anspruch genommen werden, wenn hierzu
nicht der Abschluss einer entsprechenden Vereinbarung vorliegt. 
Aufgrund der Nähe der Baugebiete zur Bahnlinie ist folgender Hinweis in die Planung mit aufzunehmen:
Ansprüche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem gewöhnlichen Betrieb der Eisenbahn in seiner jewei-
ligen Form sind seitens des Antragstellers, Bauherrn, Grundstückseigentümers oder sonstiger Nut-
zungsberechtigter ausgeschlossen. Insbesondere sind Immissionen wie Erschütterung, Lärm, Funken-
flug, elektromagnetische Beeinflussungen und dergleichen, die von Bahnanlagen und dem gewöhnli-
chen Bahnbetrieb ausgehen, entschädigungslos hinzunehmen. Ebenso sind Abwehrmaßnahmen nach
§ 1004 in Verbindung mit § 906 BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), die durch
den gewöhnlichen Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form veranlasst werden könnten, ausgeschlossen. 
 
Schlussbemerkungen: 
Es wird darauf hingewiesen, dass sämtliche übernommenen Verpflichtungen und Verzichte zu Gunsten
der Unternehmen des DB Konzerns - auch soweit sie nicht dinglich gesichert sind -, vom Antragsteller
und dessen Rechtsnachfolger vollumfänglich zu berücksichtigen sind. 
Veränderungen und Maßnahmen an Dienstbarkeitsanlagen bzw. Bahnbetriebsanlagen dürfen nicht
ohne Genehmigung des Dienstbarkeitsberechtigten bzw. des Anlagenverantwortlichen erfolgen. Ob
Rechte zu Gunsten der Unternehmen des DB Konzerns bestehen, wurde im Rahmen dieser Stellung-
nahme nicht geprüft. 
Bei der weiteren Plangenehmigung und vor Durchführung einzelner Maßnahmen ist jeweils die Stellung-
nahme der Deutschen Bahn Immobilien, Region Süd, Kompetenzteam Baurecht, Barthstraße 12, 80339
München einzuholen. 
Für alle zu Schadensersatz verpflichtenden Ereignisse, welche aus der Vorbereitung, der Bauausfüh-
rung und dem Betrieb des Bauvorhabens abgeleitet werden können und sich auf Betriebsanlagen der
Eisenbahn auswirken, haftet der Bauwerber bzw. Bauherr. Er haftet auch für das Verschulden seiner
Gehilfen und derjenigen Personen, denen er sich zur Verrichtung oder Erfüllung bedient. 
 

I. Hinweise Energienetze Bayern GmbH 

In den genannten Geltungsbereich, im Einmündungsbereich der Erschließungsstraße zur St 2143 ver-
läuft unsere Erdgas-Hochdruckleitung HD 0801 mit Begleitkabel als Teil der öffentlichen Gasversorgung.
Eine Gefährdung dieser Anlagen muss unbedingt vermieden werden. 
Sollten an der Einmündung der Erschließungsstraße zur St 2143 Anpassungsmaßnahmen erfolgen, so
bitten wir um Benachrichtigung und um Beachtung der nachfolgenden Auflagen. 
Für Anlagen der öffentlichen Gasversorgungen sind das Energiewirtschaftsgesetz, die Gashochdruck-
leitungsverordnung (GasHDrLtgV) und das DVGW-Regelwerk zu beachten. Die zuständige Aufsichts-
behörde ist das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie. 

 



TEXTLICHE HINWEISE
Forts. I: Situation Erdgashochdruckleitung HD 0801 

- Nach DVGW-Arbeitsblatt G 463 ist im Grundbuch ein Schutzstreifen von 6 m Breite, je 3 m links
und rechts der Leitung, eingetragen und gesichert. 

- Die Prüfung und Freigabe der Leitung erfolgte durch einen TÜV-Sachverständigen. 
- Die Leitung wird entsprechend dem DVGW-Arbeitsblatt G 466/I kontrolliert. 
- Der Schutzstreifen muss zu jeder Zeit frei zugänglich sein! 
 
Aus vorstehenden Gründen, die in Übereinstimmung mit dem DVGW-Regelwerk stehen, möchten wir
nochmals auf die wichtigsten Forderungen hinweisen: 
- Tiefbauarbeiten im Schutzstreifen der Erdgas-Hochdruck-Leitung sind unzulässig! 
- In dem Schutzstreifen sind alle Maßnahmen zu unterlassen, die den Bestand der Anlagen ge-

fährden oder den Betrieb, Wartung und Unterhalt beeinträchtigen könnten. 
- Die Anlage von Zäunen, Absperrungen oder Ähnlichem, sowie der Bau von Parkplätzen, kreu-

zenden Straßen, Wege, Ver- und Entsorgungseinrichtungen etc. ist nur mit unserer ausdrückli-
chen Zustimmung und bei Beachtung unserer Auflagen möglich. 

- Der Einsatz von Maschinen im Schutzstreifen ist nur nach vorheriger Absprache mit der Energie-
netze Bayern GmbH & Co. KG gestattet. 

- Nicht zu vermeidende Querungen des Schutzstreifens der Gashochdruckleitung mit Ver- und
Entsorgungsleitungen, Entwässerungsleitungen, etc. sind auf ein unumgängliches Mindestmaß
zu begrenzen, vermessungstechnisch zu erfassen und entsprechend zu dokumentieren. 

- Bei unvermeidbaren Querungen ist die Gashochdruckleitung grundsätzlich mit Schutzrohr zu un-
terkreuzen; die durch das technische Regelwerk hierbei vorgegebenen Mindestabstände sind
zwingend einzuhalten. 

- Längsverlegungen von Leitungen (einschließlich Entwässerungsrigolen, etc.) im Schutzstreifen
der Gashochdruckleitung sind zu vermeiden. 

- Baustellenverkehr über die Leitungstrasse ist möglichst zu vermeiden; ggf. erforderliche Querun-
gen mit Schwertransporten sind im Vorfeld detailliert mit uns abzustimmen. 

- Die Zugänglichkeit zur Leitung muss während der gesamten Baumaßnahme uneingeschränkt
gewährleistet sein. 

- Der Schutzstreifen der Gashochdruckleitung darf nicht als Baustelleneinrichtungsfläche genutzt
werden und ist während der Bauausführung (möglichst durch Bauzaun) zu sichern. 

- Das Aufstellen von Baucontainern und Baukränen im Schutzstreifen der Hochdruckleitung ist
unzulässig. 

- Im Bereich des Schutzstreifens der Leitung dürfen keine wesentlichen Veränderungen des Ge-
ländeniveaus vorgenommen werden. Eine Mindestrohrdeckung von 1,0 Meter muss durchgängig
eingehalten bleiben, 1,5 Meter Überdeckung sollten, 2,0 Meter Überdeckung dürfen nicht über-
schritten werden. 

- Tiefbauarbeiten neben dem Schutzstreifen dürfen keine Auswirkungen/Kräfteeintrag auf den
Schutzstreifen erbringen. 

- Alle Bodenverbesserungs- und Verdichtungsmaßnahmen im Bereich unserer Rohrleitung sind
mit uns abzustimmen und dürfen nur mit angepasstem Gerät ausgeführt werden. 

- Gleiches gilt für den Einbau befestigter Oberflächen und hinsichtlich der Durchführung von
Rammarbeiten im Nahbereich des Schutzstreifens. 

- Bei allen Abgrabungen im Näherungsbereich des Schutzstreifens ist dessen Standsicherheit
durch geeignete Maßnahmen (z. B. den örtlichen Verhältnissen angepasster Böschungswinkel)
sicherzustellen. 

- Bei allen Maßnahmen, die nachhaltig unsere betrieblichen Belange beeinträchtigen bzw. Instand-
haltungs-, Reparatur- oder Erneuerungsarbeiten erschweren/verteuern (könnten), ist im Vorfeld
mit uns eine Schutzstreifenvereinbarung zur näheren Regelung dieser Sachverhalte abzuschlie-
ßen. 

- Bei der Planung von Grünanlagen ist zu beachten, dass der Schutzstreifen der Erdgashochdruck-
leitung nicht mit Bäumen oder tiefwurzelnden Sträuchern bepflanzt werden darf. 

 



TEXTLICHE HINWEISE

J. Hinweise Landratsamt Landshut - Amt für Abfallwirtschaft 

Grundsätzlich ist bei einem Bauvorhaben auf die Schutzwürdigkeit des wertvollen Gutes Oberboden zu
achten. Da es sich bei den aufgeführten Flurnummern um Flächen handelt, welche sehr hohe Boden-
punkte aufweist (70- 90 Bodenpunkte), sollte im Zuge der Planungen ein Konzept für eine Verwertung
des Oberbodens erstellt werden. ,Eine Verkippung in Gruben und Brüchen wäre ein unwiederbringlicher
Verlust diesen hochwertigen und knappen Gutes. Daher sollte möglichst eine hochwertige Bodenver-
wertung auf geeigneten Ackerflächen zum Erhalt oder Verbesserung der dort vorhandenen Bodenfrucht-
barkeit angestrebt werden. 
 
Hinweis: 
Bei einer landwirtschaftlichen Verwertung des Oberbodens ist im Vorfeld zu prüfen, ob es einer bau-
rechtliehen Genehmigung bedarf, diese ist vor Beginn der Maßnahmen einzuholen. Weiter sind Analy-
seergebnisse nach den Angaben des Anhangs 1 und 2 Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV)
des Materials, sowie der gewünschten Aufbringfläche dem Sachgebiet 25, vorzulegen. 
 

K. EXTERNE AUSGLEICHSFLÄCHEN 

Der Bedarf an Ausgleichsflächen wird außerhalb des Geltungsbereichs auf den Fl.-Nrn. 2852, 3623,
2984/30 und 2984/31 der Gemarkung Ergolding nachgewiesen, genaue Angaben hierzu im Umweltbe-
richt. 

 
Die Ausgleichsmaßnahmen sind entsprechend dem Leitfaden „Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“
zeitnah nach dem Eingriff umzusetzen. Nach § 14 Abs. 1 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und Land-
schaft … „Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Veränderungen des mit der
belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funkti-
onsfähigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können.“ Der Ein-
griff liegt somit mit der tatsächlichen Umnutzung bzw. Umgestaltung der Fläche vor, also z.B. bei Her-
stellung der Erschließung auf einer bisher landwirtschaftlich genutzten Fläche.  
Die Flächen sind, soweit sie sich nicht im Eigentum der Gemeinde befinden, nach § 1090 BGB in Form
einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit zugunsten des Freistaats Bayern dinglich zu sichern, die
Durchführung der Maßnahmen ist in Form einer Reallast gemäß §1105 BGB zu sichern. Alle Flächen
sind durch die Gemeinde an das Ökoflächenkataster des Bayerischen Landesamtes für Umweltschutz,
Dienststelle Hof, Referat 56, Hans-Högn-Straße 12, 95030 Hof/Saale zu melden. 
 
 

Die in den textlichen Hinweisen genannten Regelwerke sind bei folgenden Quellen zu beziehen: 
ATV-DWA:  DWA - Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V., Kundenzentrum, Theo-

dor-Heuss-Allee 17, 53773 Hennef 
 Internet: www.atv.de 
VDE: VDE-Verlag GmbH, Bismarckstraße 33, 10625 Berlin 
 Internet: www.vde-verlag.de 
DIN: Beuth Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin 
 Internet: www.beuth.de 
DVGW: Deutsche Vereinigung des Gas- und Wasserfaches e.V. Technisch-wissenschaftlicher Verein, 
 Josef-Wirmer Straße 1-3, D-53123 Bonn 
 Internet: www.dvgw.de  



VERFAHRENSVERMERKE
1. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS 
Der Marktgemeinderat Ergolding hat in der Sitzung vom 20.06.2017 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des Bebauungsplans
„Schmidtfeld“ beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 29.06.2017 ortsüblich bekannt gemacht. 
 

2. FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf
des Bebauungsplans in der Fassung vom 23.11.2018 hat in der Zeit vom 17.12.2018 bis 25.01.2019 stattgefunden. 
 

3. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf
des Bebauungsplans in der Fassung vom 23.11.2018 hat in der Zeit vom 17.12.2018 bis 25.01.2019 stattgefunden. 
 

4. ERNEUTE FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG 
Die erneute frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Vor-
entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 23.07.2020 hat in der Zeit vom 31.08.2020 bis 02.10.2020 stattgefunden. 
 

5. ERNEUTE FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Die erneute frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den
Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 23.07.2020 hat in der Zeit vom 31.08.2020 bis 02.10.2020 stattgefunden. 
 

6. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 10.12.2020 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 29.01.2021 bis 04.03.2021 beteiligt. 
 

7. AUSLEGUNG 
Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 10.12.2020 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom 29.01.2021 bis 04.03.2021 öffentlich ausgelegt. 
 

Hinweis: Entsprechend dem Beschluss des Marktgemeinderates vom 18.05.2021 wird aufgrund der Vorgaben des Landratsamtes
Landshut das Verfahren in ein Regelverfahren überführt. Die unter Ziffer 6 und 7 durchgeführte Beteiligung der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange und die Auslegung werden als weitere frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung
gewertet. 
 

8. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 01.12.2021 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 20.12.2021 bis 28.01.2022 beteiligt. 
 

9. AUSLEGUNG 
Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 01.12.2021 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom 20.12.2021 bis 28.01.2022 öffentlich ausgelegt. 
 

10. SATZUNG 
Die Marktgemeinde Ergolding hat mit Beschluss des Marktgemeinderats vom 17.02.2022 den Bebauungsplan „Schmidtfeld“ gem.
§ 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 01.12.2021 als Satzung beschlossen. 
 
 
 

Ergolding, den .......................................... ………………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Strauß 

 
 
11. AUSGEFERTIGT 
 

Ergolding, den .......................................... ………………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Strauß 

 

12. INKRAFTTRETEN 
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ………… gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt
gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.
 
 
 
 

Ergolding, den .......................................... ………………………………………………………………………… 
1. Bürgermeister Strauß 

 




